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Von „Null Problem“ über „noble Einsamkeit“ 
zu „Schadensbegrenzung“
„Sollte die AK-Partei an Macht verlieren, wird die türki-
sche Außenpolitik einer Generalüberholung und radika-
len Veränderungen unterzogen werden.“ Dies prophezeite 
der ehemalige türkische Botschafter in Washington, 
Faruk Loğoğlu, vor der Parlamentswahl.1 Sollte er jetzt 
– wo die AKP nach über dreizehn Jahren das Außen-
ministerium wohl an einen Koalitionspartner wird abtre-
ten müssen – Recht behalten, wäre dies nicht der erste 
Bruch in der jüngsten türkischen Außenpolitik, sondern 
 mindestens der dritte.
Im Zuge einer außen- und vor allem wirtschaftspoliti-
schen Öffnung Anfang der 2000er Jahre hatte der dama-
lige Außenminister Ahmet Davutoğlu die „Null Probleme 
mit den Nachbarn“-Doktrin ausgerufen. Noch immer der 
kemalistischen Tradition der Nichteinmischung verbun-
den, zielte diese primär auf die Stabilisierung der Nach-
barstaaten ab und vergrößerte türkische Absatz- und 
Arbeitsmärkte.2 Die Innenpolitik der Nachbarn wurde im 
Sinne einer „inklusiven Außenpolitik“ kaum öffentlich 
thematisiert.3 Mit dem Arabischen Frühlings 2011 vollzog 
sich jedoch ein spektakulärer Strategiewechsel hin zu 
einer proaktiven Politik, die von der Regierung selbst als 
„wertegeleitet“ und von ihren Gegnern als „sunnitisch-
sektiererisch“ dargestellt wurde.4
Auch der Vorwurf einer „strategischen Leere“ der 
türkischen Außenpolitik hatte Berechtigung: Durch seine 
offene und teilweise eher auf ideologischem Wunsch-
denken denn auf einer realistischen Analyse der Macht-
verhältnisse basierenden Parteinahme in einer Vielzahl 
regionaler Konflikte brachte Ankara nicht nur alte und 
neue Machthaber in der Region gegen sich auf, sondern 
ebenso große Teile der lokalen Bevölkerung.5 Der Kri-
tik, die Abkehr von der „Null Problem“-Politik habe den 
eigenen Einfluss enorm verringert, entgegnete Ibrahim 
Kalın, außenpolitischer Berater des Staatspräsidenten 
Recep Tayyip Erdoğan, die Isolation infolge einer wer-
tebasierten und prinzipientreuen Außenpolitik solle als 
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„noble Einsamkeit“ verstanden werden.6 Tatsächlich ist 
der  Türkei – Prinzipien hin oder her – das strategische 
Moment in der Gestaltung ihrer Nachbarschaft längst 
abhandengekommen; seit Mitte 2013 agiert sie überwie-
gend reaktiv, primär mit dem Ziel, bereits entstandenen 
– mitunter wirtschaftlichen – Schaden zu begrenzen. Wird 
eine neue Regierung diesen Trend weiter verstärken?
Koalitionsoptionen nach der Wahl
Erstmals seit 1999 sind wieder mehr als drei Parteien im 
türkischen Parlament vertreten: die AKP mit 258 Abge-
ordneten, gefolgt von der sozialdemokratischen CHP 
(132 Sitze) sowie der national-konservativen MHP und der 
pro-kurdischen HDP mit jeweils 80 Abgeordneten. Letzte-
re war als klare Siegerin aus den Wahlen hervorgegangen, 
gelang es doch erstmals einer pro-kurdischen Partei, die 
hohe Sperrklausel von zehn Prozent zu überwinden. Die 
AKP hingegen erlitt eine historische Niederlage: Sie verlor 
im Vergleich zu 2011 fast neun Prozent ihrer Stimmen 
sowie nahezu 70 Mandate und wird nicht länger alleine 
regieren können. Angesichts der starken Polarisierung 
des Parteiensystems, die sich im Zuge eines äußerst 
harten Wahlkampfes noch weiter verschärft hat, steht 
der Partei bei der Koalitionsbildung keine „Liebesheirat“ 
bevor. Denn während die HDP eine Koalition bereits 
mehrfach ausgeschlossen hat, sind die Kernforderungen 
der CHP und MHP für die AKP nur schwer zu akzeptieren. 
Beide fordern, dass sich AKP-Gründer Erdoğan, der die 
Grenzen seiner verfassungsgemäßen Befugnisse seit der 
Wahl zum Präsidenten im August 2014 ein ums andere 
Mal überschritten hat, aus dem politischen Tagesgeschäft 
zurückzieht. Sie verlangen überdies eine formale Unter-
suchung von Korruptionsvorwürfen gegen ehemalige 
AKP-Minister, in deren Zusammenhang auch immer wie-
der der Name von Erdoğans Sohn Bilal fiel.7 Gleichzeitig 
erscheint die rechnerische Möglichkeit einer Anti-AKP-
Koalition aus CHP, MHP und HDP schon allein dadurch 
ausgeschlossen, dass eine zentrale Forderung der MHP, 
nämlich das Ende des Friedensprozesses mit der verbote-
nen kurdischen Arbeiterpartei PKK, für die pro-kurdische 
HDP in jeder Hinsicht inakzeptabel ist.8 Keine der Koali-
tionsoptionen verspricht also dauerhafte Stabilität; aber 
welche außenpolitische Wirkung könnten die einzelnen 
 Koalitionsmöglichkeiten entfalten? 
Keine Alternative zu EU, NATO und  
liberaler Marktwirtschaft
In der westlichen Nachbarschaft nahm die AKP bereits 
vor der Wahl – insbesondere vor dem Hintergrund 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten – in einigen  Aspekten 
 Kurskorrekturen vor. Das Klima in den Verhandlungen 
mit der EU hat sich seit der Entlassung des umstrittenen 
Europaministers Eğemen Bağış im Dezember 2013 und 
der anschließenden Ernennung der erfahrenen Europa-
politiker Mevlüt Cavuşoğlu und Volkan Bozkır als Außen- 
und Europaminister enorm verbessert. Die Zahl derer, 
die sich aufseiten der türkischen Bevölkerung für einen 
EU-Beitritt aussprachen, stieg von mageren 34 Prozent im 
Jahre 2009 erstmals auf über 50 Prozent im Jahr 2014, und 
im Herbst veröffentlichte das Außenministerium zumin-
dest eine offizielle „EU-Strategie“. Zur EU sieht also auch 
die AKP derzeit keine  wirtschaftspolitische Alternative.9 
Die Regierung bemühte sich zuletzt um positive Signa-
le in Richtung westlicher Investoren und NATO. Hierzu 
gehörten im August 2014 der Amtsverbleib des Wirt-
schaftsministers Ali Babacan trotz Kabinettsumbildung 
und erheblicher Spannungen zwischen ihm und Erdoğan 
sowie im Mai dieses Jahres die Ausrichtung des NATO-
Außenministertreffens in Antalya.10 Wenn das Außen-
ressort in Zukunft von einem CHP- oder HDP-Minister 
geführt würde, dürfte sich dieser Trend sogar noch weiter 
verstärken; mit einer Ausnahme: Angesichts der starken 
Abhängigkeit von russischen Erdgasexporten, die im-
merhin die Hälfte des türkischen Verbrauchs ausmachen, 
wird die neue Regierung an der bisher eher zurückhalten-
den Russlandpolitik wohl festhalten.11
Kann die Politik der Wiederannäherung an Europa 
wenigstens mittelfristig erfolgreich sein? Hierfür wird vor 
allem die weitere innenpolitische Entwicklung ausschlag-
gebend sein. Insbesondere die liberalen Parteien CHP und 
HDP haben angekündigt, auf eine weitergehende Demo-
kratisierung hinzuwirken – auch in brisanten Bereichen 
wie der Korruptionsbekämpfung und dem Umgang mit 
der kurdischen Bevölkerung.12 
Eine Koalition der AKP mit der konservativen MHP 
könnte jedoch nationalistische Trends weiter stärken und 
die angestrebte Normalisierung mit den Nachbarstaaten 
erschweren. Anfang 2015 kam die Annäherung an Ar-
menien zum Erliegen und Europaminister Volkan Bozkır 
kritisierte die Entscheidung des Europäischen Parlaments 
heftig, die Ereignisse von 1915 als Völkermord einzustu-
fen. Ebenso klangen in der Zypernfrage deutlich nationa-
listischere Töne an, insbesondere nach der Wahl des nach 
größerer Unabhängigkeit von Ankara strebenden neuen 
Präsidenten der „Türkischen Republik Nordzypern“, 
Mustafa Akıncı, im April 2015.13 Akıncıs Anliegen hatte 
noch im Herbst 2014 explizite Zustimmung bei Premier-
minister Davutoğlu gefunden, der sich zudem für eine 
rasche politische Einheit der Insel  ausgesprochen hatte. 
 Unmittelbar nach der Wahl verkündete Erdoğan jedoch, 
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das Verhältnis zwischen der Türkei und  Nordzypern 
 gleiche weiterhin einer „Mutter-Kind“-Beziehung. Wäh-
rend ihn die meisten Oppositionspolitiker für diese Aussa-
ge kritisierten, sprach sich die MHP ebenfalls gegen eine 
schnelle Änderung des Status quo auf Zypern aus.14 Doch 
ohne eine Lösung dieses Konflikts wird sich in  Sachen EU-
NATO-Kooperation wenig bewegen. 
Fortführung der Wiederannäherungspolitik 
in der südlichen Nachbarschaft 
Die Politik der AKP im Nahen und Mittleren Osten war 
zuletzt heftig umstritten, schließlich hat Ankara derzeit 
keine Botschafter in Ägypten, Syrien, Libyen, Jemen und 
Israel. Wenngleich die Wiederherstellung von bilateralen 
Beziehungen zu diesen Ländern eine zentrale Aufgabe 
der neuen Regierung sein wird, könnte die starke regio-
nale Polarisierung einem Wechsel hin zu einer vermeint-
lich neutralen, „realistischen Außenpolitik“, wie vom 
 CHP-Vorsitzenden Kemal Kılıçdaroğlu gefordert, im Wege 
stehen. 
Insbesondere nach dem Sturz des ägyptischen Präsi-
denten Mohammed Mursi hatten sich die Beziehungen 
der Türkei zu Saudi-Arabien extrem verschlechtert. Doch 
nach dem Thronwechsel im Frühjahr 2015 und einem 
Besuch Erdoğans bei König Salman begann ein Prozess 
der diplomatischen Normalisierung. Dieser erklärt unter 
anderem die deutliche türkische Befürwortung der 
anhaltenden saudischen Intervention in Jemen und wirkt 
zudem positiv auf das türkisch-ägyptische Verhältnis. 
Zumindest bis zum Todesurteil gegen Mursi im Mai 2015 
hatte Ankara öffentliche Kritik an Kairo deutlich herun-
tergefahren. Eine wichtige Mittlerrolle spielte Katar, das 
sich zum wichtigen diplomatischen und zunehmend auch 
militärischen Partner der Türkei entwickelt hat. 
Die türkische Jemen-Politik und die verstärkte 
türkisch-saudische Kooperation im syrischen Bürger-
krieg stehen der ebenfalls geforderten Verbesserung der 
iranisch-türkischen Beziehungen entgegen. Ebenso sind 
allzu laute Forderungen nach einer Normalisierung der 
türkisch-ägyptischen Beziehungen aus einer innenpoliti-
schen Perspektive mit Vorsicht zu genießen; die Opposi-
tion hatte das Mursi-Urteil gleichermaßen kritisiert und 
sich im gleichen Atemzug mit ihrer Kritik an Erdoğan 
für eine Demokratisierung Ägyptens ausgesprochen. 
Obgleich Kılıçdaroğlu betonte, in Zukunft alle ägypti-
schen Parteien respektieren zu wollen, könnten zu große 
Zugeständnisse an Kairo die eigenen innenpolitischen 
Ansprüche untergraben. 
Kaum Bewegung ist beim Thema Israel zu erwar-
ten. Umfragen zufolge sehen derzeit 42,6 Prozent der 
 türkischen Bevölkerung Israel als die größte Bedrohung 
für ihr Land, fast zehn Prozent mehr als noch im Jahr 
2013. Natürlich reagierten nicht alle Politiker mit der 
gleichen Schärfe wie Erdoğan auf den Gaza-Krieg im 
Sommer 2014, jedoch verurteilten Vertreter aller Oppo-
sitionsparteien die israelische Militäroffensive. Abgeord-
nete der sozialdemokratischen CHP, die offiziell für eine 
Wiederannährung an Israel eintritt, proklamierten noch 
vor Kurzem ihre Absicht, nach Gaza zu reisen und palästi-
nensische „Kinder vor dem Tod durch israelische Bomben“ 
zu schützen.15
Unterschiedliche parteipolitische Positionen gegen-
über kurdischen Autonomiebestrebungen könnten sich 
ebenfalls auf die Nachbarschaftspolitik auswirken. Sollte 
sich die MHP mit ihrer Forderung nach einem Ende der 
Friedensverhandlungen und der Rücknahme kultureller 
Minderheitenrechte, wie beispielsweise Schulunterricht 
in kurdischer Sprache, durchsetzen, könnte nicht nur 
eine Belastungsprobe für die zuletzt hervorragenden 
wirtschaftlichen Beziehungen zur kurdischen Regional-
regierung in Irak anstehen. Darüber hinaus stünde eine 
Verstärkung nationalistischer Tendenzen der sicherheits-
politisch enorm wichtigen Annäherung an die PKK-nahe 
PYD in Syrien entgegen. Während Iran angesichts der 
eigenen kurdischen Minderheit eine Regierungsbetei-
ligung der HDP als besorgniserregend wahrnehmen 
könnte, dürfte das Signal in Richtung Bagdad und Erbil 
ein deutlich positiveres sein. Allein die Zahl von aktuell 
80 pro-kurdischen Parlamentariern in der türkischen 
Nationalversammlung macht deutlich, dass Abspaltung 
nicht die einzige politische Option für multiethnische 
Gesellschaften ist und ein friedlicher „Marsch durch die 
Institutionen“ zu echter politischer Partizipation aller 
Bevölkerungsteile führen kann.
Wenig Chancen für einen Politikwechsel in 
Syrien und im Kampf gegen ISIS
Kein Feld türkischer Politik wurde so kontrovers disku-
tiert wie die Reaktion auf den syrischen Bürgerkrieg seit 
2011 – und keines offenbart so deutlich ihre Schwach-
stellen. Erstens überschätzte man zu Beginn der Krise 
den eigenen Einfluss auf Damaskus und die eigenen 
 Bündnispartner sowie die Fähigkeit der syrischen 
Opposition, im In- und Ausland nicht nur ausreichend 
Unterstützung zu mobilisieren, sondern diese auch 
kriegsentscheidend einzusetzen. Zweitens unterschätzte 
die türkische Politik nicht nur die Entschlossenheit der 
Unterstützer Assads, sondern auch die enormen Folgen 
für die eigene  Sicherheit. 
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Erdoğans Proklamation im August 2011, die Krise in 
Syrien sei mittlerweile eine innenpolitische Frage der 
Türkei, wurde spätestens mit der diesjährigen Parla-
mentswahl bestätigt. Während das öffentliche Interesse 
am Krieg selbst stark abgenommen hat, begründen vor 
allem die Gefahr islamistisch motivierter Terroranschlä-
ge und die anhaltende Flüchtlingskrise die überwiegend 
negative Bewertung der Syrienpolitik. Umfragen zeigten 
Ende 2014, dass sich die Zahl der Türken, die Terroris-
mus als ernsthaftes Problem und ISIS als Bedrohung für 
die Türkei sehen, gegenüber 2013 fast verdreifacht hat.16 
Dutzende Staatsbürger starben bisher bei Anschlägen 
im Grenzgebiet und langwierige Verhandlungen und ein 
direkter Einsatz des Militärs waren nötig, um eigenes Kon-
sulats- und Militärpersonal aus ISIS-Geiselhaft zu befrei-
en. Bei Protesten in mehreren türkischen Städten gegen 
das Nichteingreifen in der von ISIS belagerten Grenz-
stadt Kobanê starben im Oktober 2014 über 30  kurdische 
 Demonstranten. 
Auf diese Spannungen und das schlechte Krisenma-
nagement der Regierung führten viele Beobachter die 
dramatischen Verluste der AKP im kurdisch dominierten 
Südosten zurück.17 Hinzu kommt mit 1,7 Millionen regis-
trierten Syrern die schwerste Flüchtlingskrise in der Ge-
schichte des Landes, die nach offiziellen Angaben bisher 
über fünf Milliarden US-Dollar und die AKP Wählerstim-
men auch im nationalistischen Lager gekostet hat. In den 
Grenzprovinzen Hatay, Gaziantep und Kilis – wo syrische 
Flüchtlinge mittlerweile über die Hälfte der Bevölkerung 
ausmachen – konnte die MHP ihre Stimmenanteile deut-
lich erhöhen. Selbst auf überregionaler Ebene spricht sich 
mittlerweile eine Mehrheit für einen Aufnahmestopp aus 
– ein Drittel gar für eine Rückführung.18 Während es der 
HDP angesichts der wachsenden Zahl syrisch-kurdischer 
Flüchtlinge schwer fallen dürfte, ebenso deutlich wie 
CHP und MHP auf eine restriktivere Aufnahmepraxis 
hinzuwirken, könnte die AKP versuchen, durch ein Ende 
der „Politik der offenen Tür“ Stimmen aus dem nationalis-
tischen Lager zurückzuerobern. Von wesentlich größerer 
Bedeutung als die Koalitionszusammensetzung dürfte 
für eine Neuausrichtung der Flüchtlingspolitik jedoch die 
Frage sein, ob die Sicherheitslage in Syrien zumindest im 
syrisch-türkischen Grenzgebiet stabilisiert werden kann. 
Neben der Stabilisierung im Norden und einer 
 Neutralisierung der PYD verfolgt Ankara als intervenie-
render Akteur im Syrienkrieg zwei Ziele, die sich obgleich 
nicht inhaltlich so doch in ihrer Priorisierung von denen 
anderer Mitglieder der internationalen Koalition un-
terscheiden – nämlich erstens den Regimewechsel von 
Baschar al-Assad hin zum Syrischen Nationalrat und erst 
zweitens die Bekämpfung von ISIS. Dass das gleichzeitige 
Erreichen dieser Ziele nicht gelingen mag, liegt neben 
der komplexen Konstellation der Konfliktakteure im 
Nachbarl and mitunter an der eigenen Politik. 
Die  Intensität des direkten Konflikts zwischen sy-
rischer  Regierung und ISIS ist – bei gleichzeitig hefti-
gen  Kämpfen zwischen Regierung und bewaffneten 
Oppositions gruppen auf der einen Seite sowie ISIS und 
kurdischen  Volksverteidigungseinheiten (YPG) auf der 
anderen Seite – weiterhin relativ gering. 
Während die AKP-Regierung also plausibel machen 
kann, dass nur eine gleichzeitige Bekämpfung von ISIS 
und Assad eine unbeabsichtigte Stärkung der jeweils 
anderen Partei verhindern könne, vermittelt Ankara mit 
der Unterstützung radikal-islamistischer Gruppierungen 
wie Jabhat al-Nusra gleichzeitig den Eindruck, die Befrei-
ung der syrischen Bevölkerung von Diktatur sei nicht das 
primäre Ziel ihrer Intervention. 
Des Weiteren hat die Türkei von ihren internationa-
len Partnern viel Kritik für ihre Rolle als Transitland für 
Dschihadisten einstecken müssen. So beklagte US-Präsi-
dent Barack Obama nur einen Tag nach den Wahlen offen 
die mangelhafte Kooperation der türkischen Behörden 
in der Grenzsicherung.19 Ein weiterer Streitpunkt war die 
Öffnung der Luftwaffenbasis Incirlik für die Anti-ISIS-
Koalition, wofür die Türkei im Gegenzug die Einrichtung 
einer Flugverbotszone im Norden Syriens gefordert 
hatte. Erst im März kam, im Zuge einer generellen 
Charme offensive gegenüber den westlichen Partnern, ein 
Abkommen über die Stationierung bewaffneter Drohnen 
zustande, ebenso wie ein Vertrag über die Ausbildung 
syrischer Anti-ISIS-Kämpfer in der Türkei. 
Dieser Anpassungstrend an die US-Strategie könnte 
sich in einer Koalitionsregierung tatsächlich aus mehreren 
Gründen weiter fortsetzen. Erstens fordern alle Oppositi-
onsparteien ein sofortiges Ende der Unterstützung radikal-
islamistischer Bürgerkriegsparteien; durch die neuen 
Machtverhältnisse in der Nationalversammlung könnte 
diese zudem stärker zum Gegenstand parlamentarischer 
Geheimdienstkontrolle werden. Zweitens sprachen sich 
CHP-Abgeordnete offen für Verhandlungen mit Assad und 
Iran aus – ein ähnlicher Vorschlag des US-Außenministers 
John Kerry war vor einigen Monaten von Außenminis-
ter Cavuşoğlu noch scharf verurteilt worden. Drittens 
befürworten weder die möglichen Koalitionspartner noch 
die Öffentlichkeit ein direktes militärisches Eingreifen der 
türkischen Armee in Syrien – unter anderem vor dem Hin-
tergrund möglicher Vergeltungsschläge gegen die Türkei. 
Ein Politikwechsel führt allerdings Risiken mit sich, 
die sorgfältig kalkuliert werden müssen. Die Unter-
stützung der von islamistischen Gruppen dominierten 
syrischen „Armee der Eroberung“ (Jaysh al-Fatah), die 
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zuletzt einige Erfolge gegen Assad erzielen konnte, ist 
auch ein gemeinsames Projekt der sunnitischen Regio-
nalmächte Türkei, Saudi-Arabien und Katar. Angesichts 
der anhaltenden Schwäche der säkularen Rebellenorga-
nisationen könnte ein Ende der türkischen Unterstützung 
für diese Gruppe zum kompletten Zusammenbruch der 
Anti-Assad-Front im Norden führen und neue Räume für 
ISIS innerhalb Syriens öffnen. Dies würde die Flüchtlings-
krise möglicherweise weiter verschärfen und die Gefahr 
terroristischer Anschläge kaum senken. Ungeachtet der 
letztendlichen Regierungskonstellation muss Ankara 
schon aufgrund des innenpolitischen Handlungsdrucks 
weiter auf eine Ausweitung der Anti-ISIS-Allianz und die 
Schaffung von innersyrischen Schutzzonen dringen. 
Opfert Erdoğan seine präsidentielle 
 Nebenaußenpolitik für den Machterhalt?
Unabhängig von der neuen Regierungsmannschaft und 
trotz des desaströsen Wahlergebnisses wird Erdoğan 
wohl weiterhin die außenpolitische Schlüsselfigur blei-
ben. Selbst ohne formales präsidentielles System stützen 
Umfragen zufolge über 25 Prozent der Bevölkerung eine 
Fortsetzung, wenn nicht sogar Ausweitung seines starken 
außenpolitischen Engagements.20 Zudem hat er in den 
vergangenen Jahren zentrale Positionen wie die Leitung 
des Inlandsgeheimdienstes MIT, der unter anderem 
aufgrund der fehlenden parlamentarischen Kontrolle bei-
spielsweise eine wichtige Rolle in der Syrienpolitik über-
nommen hat, mit Vertrauten wie Hakan Fidan besetzt. 
Obwohl Erdoğan die AKP nach der Präsidentschaftswahl 
2014 formal verließ, besitzt er weiter großen Einfluss auf 
die mit Abstand größte Parlamentsfraktion. Dieser könnte 
nun noch steigen, da viele AKP-Führungskader nicht mehr 
im Parlament vertreten sind und auf eine Anschlussver-
wendung durch den Präsidentenpalast hoffen müssen.21
Dennoch spricht einiges dafür, dass sich Erdoğan 
in seiner außenpolitischen Rolle zurücknehmen und 
er sich der gegenwärtigen Kurskorrektur kaum offen 
 entgegenstellen wird: Erstens könnte eine Verbesserung 
der wirtschaftlichen Situation durch eine investitions-
freundliche, pro-westliche Außenpolitik der AKP und 
damit Erdoğan helfen, die eigene Position in der Wähler-
gunst wieder zu erhöhen. Zweitens dürften ihm die von 
der Opposition geforderten außenpolitischen Konzessio-
nen weniger schmerzhaft erscheinen als die Aufklärung 
von Korruptionsvorwürfen im direkten familiären Umfeld. 
In den vergangenen zwei Jahren hat die AKP eine 
Außenpolitik der Wiederannäherung an den Westen und 
an die sunnitischen Regionalmächte betrieben, an der die 
zukünftige Koalitionsregierung mit großer Wahrschein-
lichkeit festhalten wird. Die Zusammensetzung des neuen 
Kabinetts kann in dieser Entwicklung jedoch durchaus 
einen Geschwindigkeits- und Prioritätenunterschied 
machen. Dies liegt nicht nur an der zunehmend reakti-
ven Position der Türkei in einem dynamischen und hoch 
turbulenten sicherheitspolitischen Umfeld, sondern auch 
an starken wirtschaftspolitischen Zwängen und einem 
glaubhaften Bekenntnis aller Parteien zur Westintegrati-
on als alternativlosem Kurs. Wenngleich eine tatsächliche 
Generalüberholung der türkischen Außenpolitik selbst 
im Fall der umstrittenen Syrienpolitik als eher unwahr-
scheinlich gilt, legen sowohl die Präferenzen möglicher 
Koalitionspartner als auch der lokalen Bevölkerung eine 
stärker isolationistische Politik nahe. Ob sich dies ange-
sichts neu entflammter Kämpfe im Grenzgebiet durchhal-
ten lassen wird, muss sich erst noch zeigen. 
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